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(1) Fehlgehen der Vorstellung des Gesetzgebers 629
(2) Unklarheit über den Anknüpfungspunkt

der Strafbarkeit 630
(3) Zu den Anknüpfungspunkten im Einzelnen 631
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(a) Strafbarkeit wegen „Umgehung der
Sacheinlagebestimmungen"? 631

(b) Strafbarkeit wegen Verstoßes gegen
das Gebot der „freien Verfügbarkeit"? 632
(aa) Vorverabredeter, aber noch nicht

erfolgter Rückfluss der Bareinlage
iR. eines Verkehrsgeschäfts 632

(bb) Vorverabredeter und bei Anmeldung
bereits erfolgter Rückfluss der
Bareinlage iRe. Verkehrsgeschäfts 635

(c) Strafbarkeit wegen fehlender
Werthaltigkeit der verdeckten
Sacheinlage? 638

cc. Ergebnis zur Strafbarkeit der verdeckten Sacheinlage 639
dd. Regelung einer Offenlegungspflicht de lege ferenda? 639

b. Zivilrechtliche Folgen der „verdeckten Sacheinlage" 643
aa. Zur Erfüllung der Einlageforderung

durch „Anrechnung" 643
bb. Zur möglichen zivilrechtlichen Haftung

der Beteiligten 646
cc. Zu den Pflichten der beteiligten Geschäftsleiter

mit Blick auf die Praxis des Cash Pooling 648
dd. Zum Inhalt des Gesellschaftsvertrags bzw. des

Kapitalerhöhungsbeschlusses 648
c. Entsprechende Bewertung iFd. Aufrechnung 648
d. Zur Anwendbarkeit von § 19 Abs. 4 GmbHG in der

Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) 650
e. Zwischenergebnis 651

3. Zu den Anforderungen beim Hin- und Herzahlen 652
a. Zivilrechtliche Voraussetzungen der Erfüllung

der Einlageforderung beim Hin- und Herzahlen 653
aa. Vollwertigkeit des Rückgewähranspruchs 653

(1) Verzicht auf eine Solvenzprognose
iRv. §§19 Abs. 5 GmbHG, 27 Abs. 4 AktG? 653
(a) Meinungsstand 653
(b) Stellungnahme 654

(2) Zum maßgeblichen Zeitpunkt für die
Vollwertigkeitsprüfung 655
(a) Meinungsstand 655
(b) Stellungnahme 656

bb. Verzinsungspflicht und Ausgleich sonstiger Nachteile? 657
(1) Meinungsstand 657
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cc.

dd.

ee.

ff.

gg-

hh.
ii.

(2) Stellungnahme
Zur Liquidität des Rückerstattungsanspruchs
(1) Begründung des Gesetzgebers

und Meinungsstand
(2) Stellungnahme
Zum Erfordernis der Offenlegung
des Hin- und Herzahlens
(1) Meinungsstand
(2) Stellungnahme
Unzulässigkeit des Hin- und Herzahlens
wegen § 71a Abs. 1 S. 1 AktG?
(1) Meinungsstand
(2) Stellungnahme
Zur Erforderlichkeit des „Hinzahlens"
(1) Meinungsstand
(2) Stellungnahme
Die Zulässigkeit von Verfügungen über den
Rückerstattungsanspruch und die Berücksichtigung
von Entwicklungen nach Valutierung
(1) Zum Bestehen des Rückerstattungsanspruchs

(a) Ausgangslage
(b) Meinungsstand: Unwirksamkeit des

Darlehensvertrags iFe. Verstoßes gegen
die die gesetzlichen Voraussetzungen der
§§19 Abs. 5 GmbHG, 27 Abs. 4 AktG?

(c) Stellungnahme
(2) Zur Unverzichtbarkeit des

Rückerstattungsanspruchs
(a) Meinungsstand
(b) Stellungnahme

(3) Zur Zulässigkeit der Stundung der
Einlageforderung

(4) Zur Berücksichtigung von Entwicklungen nach
Valutierung
(a) Meinungsstand
(b) Stellungnahme

Zum „Alles-oder-nichts-Prinzip"
Ausschluss des Hin- und Herzahlens in Betreff
der Mindesteinlage und Unanwendbarkeit des
§ 19 Abs. 5 GmbHG in der UG (haftungsbeschränkt)?
(1) Meinungsstand
(2) Stellungnahme

657
658

658
660

665
665
667

671
671
672
678
678
678

679
679
679

679
680

682
682
683

685

687
687
688
690

691
691
692
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b. Zur Anwendbarkeit der §§ 19 Abs. 5 GmbHG,
27 Abs. 4 AktG auf die Bestellung von Sicherheiten 692

c. Zur straf- und zivilrechtlichen Verantwortlichkeit
der Beteiligten 693
aa. Strafrechtliche Verantwortlichkeit 693

(1) Meinungsstand 693
(2) Stellungnahme 695

bb. Zivilrechtliche Verantwortlichkeit 698
(1) Meinungsstand 698
(2) Stellungnahme 699

d. Zum Inhalt der Pflichten der Geschäftsleiter
sowie etwaiger weiterer Organwalter 699

e. Her- und Hinzahlen 700
4. Zur Anwendbarkeit konzernrechtlicher Sondervorschriften 701

a. Meinungsstand 701
b. Stellungnahme 702

5. „Heilung" einer zunächst fehlgeschlagenen Erfüllung
der Einlageforderung? 706
a. ,»Heilung" iFd. Hin- und Herzahlens 706

aa. Ausgangslage und Meinungsstand 706
bb. Stellungnahme 708

b. Heilung iFe. verdeckten Sacheinlage? 709
c. Keine Erfüllung der Einlageforderung bei Bestehen

kapitalerhaltungsrechtlicher Rückerstattungsansprüche? 709
6. Zur Abgrenzung zwischen Kapitalaufbringung

und Kapitalerhaltung 710
a. Meinungsstand 710
b. Stellungnahme 713

7. Zu den Haftungsrisiken für die beteiligten Geschäftsleiter 716
E. Bewertung der Neuregelungen, Fazit zu ihrer

„Cash-Pool-Tauglichkeit" und Zusammenfassung 719

§ 12 Cash Pooling und das Recht der Gesellschafterdarlehen 726

A. Cash Pooling als Problem des Rechts der Gesellschafterdarlehen 726
I. Einführung 726
FI. Das frühere Eigenkapitalersatzrecht 727
III. Die Neuregelungen für Gesellschafterdarlehen nach dem MoMiG 730

1. Zum Inhalt der Neuregelungen 730
2. Überblick über die Rezeption der Neuregelungen

im Schrifttum 730
3. Leistungsverweigerungsrecht auch unter der neuen Rechtslage? 733

a. Meinungsstand 733
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b. Stellungnahme 735
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Kreditgeber unter der neuen Rechtslage 743
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Konzernunternehmen als Darlehensgeber 746
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Konzernunternehmen als Darlehensgeber
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a. Meinungsstand 754
b. Stellungnahme 755
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bb. Einbeziehung des Veranlassers 755
cc. Konzernunternehmen, die sich in der
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B. Die Rechtslage im Vertragskonzern 759
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